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Erst vom Jahr 2020 an soll der neue
Länderfinanzausgleich greifen,
und zugestimmt hat der Bund noch

nicht – trotzdem dient die Aussicht auf
mehr Geld dem Bremer Senat schon als
Begründung für einen Kurswechsel.
Ab 2020 wolle das kleinste Bundesland
Geld in die Schuldentilgung stecken,
aber bis dahin weniger sparen als bis-
her geplant, hat Finanzsenatorin Karo-
line Linnert angekündigt.
Es wäre der Rückfall in eine fatale Lo-

gik, die in Bremen für einen Schulden-
stand von rund 20 Milliarden Euro ge-
sorgt hat. Rot-Grün hat diese Logik
nicht erfunden und den größten Teil
der Schulden auch nicht zu verantwor-
ten. Bremens Haushaltspolitik ist seit
Jahren vergleichsweise solide. Den-
noch ist es falsch, aus der Einigung der
Bundesländer neue finanzielle Spiel-
räume für die nächsten Jahre abzulei-
ten. Bremen sollte nicht jetzt Geld aus-
geben, das es vielleicht irgendwann be-
kommt.
Der Gedanke ist aber offensichtlich

Teil einer neuen Denke des Senats. So
hat Bürgermeister Carsten Sieling ge-
rade kritisiert, der Bund erlaube sich
„immer noch“ eine schwarze Null, als
ob das irgendwie eklig sei. Dabei ist
auch Bremen ab 2020 dazu per Grund-
gesetz verpflichtet und muss dann
ohne neue Kredite auskommen.
Ohnehin ist öffentlich noch nicht

nachvollziehbar, wie viel Geld tatsäch-
lich zusätzlich fließen soll. Die Rede ist
von bis zu 500Millionen Euro. Aktuell
erhält Bremen pro Jahr rund 600Millio-
nen Euro aus dem Länderfinanzaus-
gleich, ferner als Bundesergänzungszu-
weisungen 250Millionen Euro und als
Konsolidierungshilfe des Bundes
knapp 300Millionen Euro. Eine exakte
öffentliche Aufschlüsselung, welche
Mittel Bremen ab 2020 insgesamt zu er-
warten hat, fehlt bisher.
Karoline Linnert ist schon bei den Ko-

alitionsverhandlungen unter Druck ge-
raten, weil sie sich nicht freigiebig ge-
zeigt hat. Ihr hängen auch die Stimmen-
verluste der Grünen bei der Bürger-
schaftswahl nach. Dennoch sollte sie
nicht der Versuchung erliegen, ihre so-
lide Haushaltspolitik aufzugeben. Sie
kann sich bleibende Verdienste für Bre-
men erwerben, wenn es ihr gelingt, die
ewige Spirale des Schuldenmachens
zu durchbrechen.

moritz.doebler@weser-kurier.de

VON SILKE HELLWIG

Bremen. Wählen im Alter ab 16 Jahren
kann langfristig helfen, die allgemeine
Wahlbeteiligung zu stabilisieren und zu
steigern. Dieses Fazit ziehen Wahlforscher
der Bertelsmann-Stiftung aus einer aktuel-
len Analyse. Untersucht worden ist die
Wahlbeteiligung in den Bundesländern
Bremen, Hamburg und Brandenburg, wo
16- und 17-Jährige ihre Stimmen bei Land-
tagswahlen abgeben dürfen. Auch Daten
aus Österreich flossen in die Untersuchung
ein, dort dürfen Staatsbürger imAlter ab 16
auchüber die ZusammensetzungdesNatio-
nalrats – das Pendant zumBundestag –mit-
bestimmen. „Nach unseren Simulationsbe-
rechnungen führt die Steigerung derWahl-
beteiligung von Erstwählern um ein Drittel
langfristig dazu, dass auch die Gesamt-
wahlbeteiligung wieder auf knapp 80 Pro-
zent steigt“, sagt Robert Vehrkamp von der
Bertelsmann-Stiftung. Zudem könne das
Herabsenken desWahlalters helfen, die so-
ziale Spaltung bei der politischen Willens-
bildung zu verringern.
Wählen ab 16 sei indes „kein Selbstläu-

fer“, so der Wahlforscher weiter. Eine be-

sondere Verantwortung komme den Schu-
len zu: Sie seien gefordert, Schüler poli-
tisch zu sozialisieren, zumal jene, die aus
Nichtwählermilieus stammten. Anders als
Personen im Alter ab 18 Jahren könneman
Jüngere beinahe durchgehend an Schulen
erreichen, wenn man die Themen Wahlen
und Parlamente im Unterricht
behandle.
„Bremen,HamburgundBran-

denburg sind eine Art Labor, in
dem getestet wird, welche Fol-
gen die Herabsenkung des
Wahlalters hat“, sagt Bremens
Bürgerschaftspräsident Chris-
tian Weber. Bei den jüngsten
Bürgerschaftswahlen im Mai
dieses Jahres konnten rund
10 500 Bremer im Alter von 16
und 17 Jahren ihre Stimme ab-
geben.Auch 2011durften sie be-
reits mitwählen. Bedauerlicher-
weise sei die Beteiligung unter den Jüngs-
ten allerdings gesunken: 2011 lag sie laut
der Bertelsmann-Studie bei rund 53,5, in
diesem Jahr bei 46 Prozent. „Wir hatten
doch deutlich höhereErwartungen“, soWe-
ber. „2009, als wir beschlossen haben, als

erstes Bundesland das Wahlalter zu sen-
ken, sind wir davon ausgegangen, dass
sich dadurch die Wahlbeteiligung erhöht.
Das ist leider nicht eingetreten.“ 2015 war
siemit 50,2 Prozent so niedrigwie noch nie.
Ihm sei indes klar, so Weber weiter, dass

„man langen Atem haben muss, weil sich
so etwas nicht von heute aufmor-
gen auswirkt“. Die Bürgerschaft
bemühe sich – beispielsweisemit
der Veranstaltung „Jugend im
Parlament“ –, junge Menschen
auf demokratische Prozesse auf-
merksam zu machen. „Jugend
im Parlament“ findet alle zwei
Jahre in der Bürgerschaft statt,
dabeiwerden eine Parlamentssit-
zung simuliert und eigene Forde-
rungen verabschiedet, mit denen
sich die Bürgerschaft befasst.
Der Bremer Politikwissen-

schaftler Stefan Luft sieht das
Herabsenken des Wahlalters kritischer,
aus staatsrechtlichenGründen. „DasWahl-
recht ist ungeeignet, um die Wahlbeteili-
gung zu erhöhen. Es hat als Königsrecht
des Bürgers eine zentrale Funktion und
setzt vollkommende Entscheidungsfähig-

keit voraus.“ Die Rechte von Minderjähri-
gen seien bewusst begrenzt, so seien sie
beispielsweise noch nicht uneingeschränkt
geschäftsfähig und strafmündig, dürften
nicht heiraten oder alleine Autofahren. Zu-
dem werde ihnen bei Landtagswahlen nur
das aktive, nicht etwa das passive Wahl-
recht eingeräumt: Minderjährige können
nicht ins Parlament gewählt werden, offen-
bar aus guten Gründen, so Luft. Die Wahl-
beteiligung hängt seiner Meinung nach
gravierend vom „Streitwert“ einer Wahl
und der politischen Kontrahenten ab.
Wenn Wähler Parteien inhaltlich kaum
unterscheiden könnten, wüssten sie nicht,
warum sie ihre Stimme abgeben sollten.
Weber will die Bertelsmann-Studie zum

Anlass nehmen, um mit Bildungssenatorin
Claudia Bogedan und Bremer Schulen aus-
zuloten,wiemandieVorbereitung der Erst-
wähler verbessern und verstetigen kann.
Niemand könne Einwände dagegen ha-
ben, wenn Schulen Wert auf politische Bil-
dung legten, sagt auch Politikwissenschaft-
ler Luft. Allerdingswerde den Schulenmitt-
lerweile von vielen Seiten Sozialisations-
arbeit in einemMaße abverlangt, der kaum
noch zu leisten sei. Interview Seite 7

Der Niedersächsische
Industrie- und Han-
delskammertag ver-
leiht an diesem Mon-
tag den Niedersächsi-
schen Wirtschafts-
preis an Unternehmen
aus Mittelstand und
Handwerk. Susanne
Schmitt, Hauptge-

schäftsführerin des NIHK, stellt am
Nachmittag im Kongresszentrum Han-
nover die Jury vor und erläutert den Ent-
scheidungsprozess. Anschließend prä-
sentieren sich die sechs nominierten
Unternehmen. Allesamt machen sich
nachAuffassungdesNIHK„mit innova-
tiven Konzepten um geeigneten Nach-
wuchs verdient“. Dabei geht es, wie
Wirtschaftsminister Olaf Lies sagt, um
„mulitkulturelle, gendergerechte sowie
inklusive Berufsausbildungen“ , um
dem Fachkräftemangel zu begegnen. JR
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Märchenhaftes Musical 20
Ein Traum aus 1001 Nacht: Das Disney-Musical Aladdin feiert
in Hamburg mit einer opulenten Ausstattung Premiere. Zwi-
schen bunten Kostümen, einem beeindruckenden Bühnen-
bild und einemüberzeugenden Flaschengeist bleibt
auch noch Zeit für Anspielungen auf Helene Fi-
scher und Angela Merkel.

Bürgerschaftspräsi-
dent Christian Weber

Bremen·Berlin. Die Kritik an der Arbeit
des Bundesamts für Migration und Flücht-
linge (Bamf) und demwachsenden Berg an
unbearbeiteten Asylanträgen wächst. Die
rheinland-pfälzische Ministerpräsidentin
Malu Dreyer verlangte mehr Engagement
von den Mitarbeitern und sprach von „Zu-
ständen, die nicht tragbar sind“. Bundesin-
nenminister Thomas de Maizière (CDU)
nahm den Leiter des Bundesamtes für Mi-
gration und Flüchtlinge, Frank-Jürgen
Weise, und diemehr als 3000Mitarbeiter in
Schutz. Trotz der „dramatisch gestiegenen
Antragszahlen“ sei es ihnen gelungen,
dass die Verfahrensdauer gesunken sei.
Derzeit lägen rund 330000 unbearbeitete
AsylanträgebeimBamf, etwa 400000 regis-
trierte Flüchtlinge haben noch keinen An-
trag gestellt.
Die Zahl der Flüchtlinge steigt – und mit

ihr auch die Zahl der ehrenamtlichen Hel-
fer in der Flüchtlingsarbeit. Weil viele von
ihnen den Kontakt mit Menschen aus frem-
den Kulturen gar nicht gewohnt sind und
immer wieder Fragen auftauchen, steigt
derBedarf nachSeminaren zu interkulturel-
ler Kommunikation. Bei der Freiwilligen-
agentur in Bremen sind die Seminare aus-
gebucht.Und es stehennoch 100Ehrenamt-
liche auf derWarteliste. EhrenamtlicheHel-
fer waren es auch, die Nikolausmützen auf-
setzten und den Kindern in 26 Übergangs-
wohnheimen für Flüchtlinge Tüten mit Sü-
ßigkeiten überreicht haben. KAA·DPA
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Drei Wochen nach den Terroranschlägen in Frankreich hat die rechtsex-
treme Front National bei den Regionalwahlen einen klaren Sieg errun-
gen. Es ist vor allem ein Triumph für Parteichefin Marine Le Pen.

In der Bremer Vahr ist am Sonntag die Galoppsaison auf Grasbahnen zu
Endegegangen.Mit einer Überraschung:Der große Favorit des Jagdren-
nens, Falconettei unter Jockey Cevin Chan, wurde nur Vierter.

Kassel·Bremen. Für den hessischen KaliB-
hersteller K+S wird die Entsorgung seiner
salzigen Hinterlassenschaften zum drän-
genden Problem. Jährlich kippt das Unter-
nehmen bislang 13 Millionen Kubikmeter
Salzlauge pro Jahr in die Werra und leitet
sie damit viaWeser quer durchNiedersach-
sen und an Bremen vorbei in die Nordsee
ein. Weitere vier Millionen Kubikmeter
werden in den Untergrund verpresst. Die
Genehmigung des hessischen Bergamtes
für eben diese Verpressung ist Ende No-
vember ausgelaufen. So ist derzeit die
Werra der einzig verbliebene Entsorgungs-
kanal für die Abwässer des Kaliherstellers.
Aber die Aufnahmekapazität des Flusses
ist durch die geringe Wasserführung be-
grenzt. K+S hat deshalb die Produktion be-
reits gedrosselt.
Das hessische Regierungspräsidium

prüft eine Übergangserlaubnis für „deut-
lich verringerte Versenkmengen“. Dabei
war die jetzt abgelaufene Verpressungsge-
nehmigung 2011 nur mit Auflagen erteilt
worden. Die vom hessischen Umweltminis-
terium in Aussicht gestellte letztmalige Ge-
nehmigung der Verpressung für fünf Jahre
würde K+S die notwendige Zeit verschaf-
fen, eine geplante Rohrleitung von Hessen
bis zur Oberweser zu bauen. Niedersach-
sen, Bremen undNordrhein-Westfalen pro-
testieren, ob Brüssel mitspielt, ist fraglich.
Entscheiden wir am Ende allein die hessi-
sche Genehmigungsbehörde. ML·JR
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Ujah rettet Punkt

Als wäre ein Studium nicht schon stressig genug: Um Erfahrungen zu
sammeln, habenBremer Studenten eineUnternehmensberatung gegrün-
det und unterstützen Firmen.

Bremen will Schüler auf Wahlen vorbereiten
Weber: Mehr Wert auf politische Bildung legen / Bertelsmann-Stiftung: Stadt soll Vorbild sein für alle Länder

Wachsende Kritik
an Bundesamt

POLITIK

Front National siegt bei Regionalwahlen 2 und 4

SPORT

Favorit läuft hinterher 25

Bremen protestiert
gegen Weser-Salz

AnthonyUjah hatWerder Bremen den bereits elften Auswärtspunkt dieser Saison gesichert. Allerdings durften sich die Bremer nach dem 1:1 in einem spielerisch schwachen Kellerdu-
ell beim VfB Stuttgart auch ärgern: Schiedsrichter FlorianMeyer verwehrte der Skripnik-Elf beim Stand von 0:0 einen klaren Strafstoß. FOTO: IMAGO Berichte Seite 21
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Vom Hörsaal in den Konferenzraum 15
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